
Die NÖ Landesregierung hat am 24. September 2019 unter Bedachtnahme auf die 
vorliegenden Zukunftsprognosen gemäß § 7 Abs. 1 bis 3  
NÖ Wohnungsförderungsgesetz 2005 (NÖ WFG 2005) LGBl. 8304, beschlossen: 

 
1. Änderung; beschlossen durch die NÖ Landesregierung am 22. Oktober 2019 
2. Änderung; beschlossen durch die NÖ Landesregierung gemäß § 7a NÖ WFG 2005  

am 31. März 2020 
3. Änderung; beschlossen durch die NÖ Landesregierung gemäß § 7 Abs. 1 bis 3  

und gemäß § 7a NÖ WFG 2005 am 15. Dezember 2020 
4. Änderung; beschlossen durch die NÖ Landesregierung gemäß § 7 Abs. 1 bis 3  

NÖ WFG 2005 am 29. Juni 2021 
5. Änderung; beschlossen durch die NÖ Landesregierung gemäß § 7 Abs. 1 bis 3 und  

§ 7a NÖ WFG 2005 am 25. Jänner 2022  
6. Änderung; beschlossen durch die NÖ Landesregierung gemäß § 7 Abs. 1 bis 3 
    NÖ WFG 2005 am 5. April 2022  
7. Änderung; beschlossen durch die NÖ Landesregierung gemäß § 7 Abs. 1 bis 3  
    NÖ WFG 2005 am 24. Mai 2022 
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- sozial bedürftigen Menschen dient  
oder zum Zweck der  
- Aus- und Weiterbildung 
- Berufsausübung, z.B. Flexi Wohnen 
- Erholung oder Alterversorgung 
bewohnt wird. 

 

14. Wohnung 
Eine Wohnung ist eine Einheit, die aus Wohn-, Aufenthalts- und Nebenräumen, 
zumindest jedoch aus einem Wohnraum samt Nebenraum besteht und die 
baubehördlich als Wohnung bewilligt ist. Im Rahmen von Förderungen nach 
Abschnitt VII müssen Nebenräume nicht vorhanden sein. § 11 Abs. 4 bleibt 
unberührt. 

 

15. Wohnungsbau: 
Wohnungsbau ist die Errichtung eines Wohnhauses (Mehrfamilienwohnhaus), für 
das ein Ansuchen um Zuerkennung einer Förderung gemäß Abschnitt VI 
eingereicht wird, und zwar  
a)  von einer juristischen Person (§ 3 NÖ WFG 2005) oder 
b)  von einer natürlichen Person, wobei es in diesem Fall mehr als zwei  

Wohnungen zur Übertragung in das Eigentum (Wohnungseigentum)  
umfasst. 

 

16. Hocheffiziente alternative Energiesysteme: 
a) dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus  

erneuerbaren Quellen; Heizungssysteme auf Basis emissionsarmer, biogener 
Brennstoffe sind nach Möglichkeit mit Solaranlagen (thermisch oder 
Photovoltaik) zu kombinieren. 

b) Fern-/Nahwärme oder Fern-/Nahkälte, sofern sie ganz oder teilweise  
(zumindest 80 %) auf Energie aus erneuerbaren Quellen beruht.  

c) Fernwärme oder Fernkälte aus hocheffizienten Kraft-Wärme- 
Kopplungsanlagen im Sinne der Richtlinie 2004/8/EG über die Förderung einer 
am Nutzwärmebedarf orientierten Kraft-Wärme-Kopplung im 
Energiebinnenmarkt, ABl. Nr. L 52 vom 21.02.2004 S. 50, sowie sonstige 
Abwärme, die andernfalls ungenutzt bleibt.  

d) Wärmepumpen, die sinngemäß den Mindestanforderungen der Richtlinie  
2014/314/EU (EU Ecolabel) entsprechen, soweit die Vorlauftemperatur des 
Wärmeabgabesystems (Wand-/Fußbodenheizung) maximal 40°C beträgt; 
Wärmepumpen sind nach Möglichkeit mit Solaranlagen (thermisch oder 
Photovoltaik) zu kombinieren; 

e) Andere Technologien und Energieversorgungssysteme, soweit diese im  
Vergleich zu den in lit. b), c) bzw. d) angeführten Systemen zu geringeren 
Treibhausgasemissionen führen.  
 

17. Wohnungen im Geschoßwohnbau: 
Wohnungen im Geschoßwohnbau sind Wohnungen in einem Gebäude mit 
mindestens 3 Wohnungen, soferne diese über mehrere Geschoße verteilt sind.  
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Bei freiwilligen oder nicht vereinbarten Unterhaltsleistungen werden die 
Durchschnittsbedarfssätze (verlautbart vom LG Wien für Zivilrechtssachen) 
herangezogen. 
 

5.  Vom so errechneten Einkommen werden abgezogen: 
a)  Freibeträge für erhöhte Werbungskosten, wenn ein entsprechender  

Bescheid (Freibetragsbescheid oder Einkommensteuerbescheid) durch das 
Finanzamt vorliegt; 

b)  Freibeträge gemäß § 34 und 35 EStG 1988 wegen eigener Behinderung  
oder wegen Behinderung einer im gemeinsamen Haushalt lebenden nahe-
stehenden Person (§ 1 Z. 6). 

 
6.  War der Förderungswerber im Prüfzeitraum noch Schüler oder Student,  

werden der Einkommensprüfung 15 % des Einkommens der Eltern zugrunde 
gelegt. 

 
7.  Soweit in diesen Richtlinien nichts Anderes bestimmt ist, ist das  

EStG 1988 Grundlage für die Berechnung des Familieneinkommens (§ 1 Z. 3). 
 
 
(2) Der Nachweis des Einkommens erfolgt bei 

1.  unselbständig Erwerbstätigen durch Vorlage des Jahreslohnzettels (L16)  
oder der Arbeitnehmerveranlagung über das dem Ansuchen um Förderung 
vorangegangene Kalenderjahr. 
 

2.  selbständig Erwerbstätigen durch Vorlage des zum Zeitpunkt des  
Ansuchens um Förderung letztveranlagten Einkommensteuerbescheides. 

 
3.  Land- und Forstwirten - sofern kein Einkommensteuerbescheid vorgelegt  

wird - durch Vorlage des zuletzt ergangenen Einheitswertbescheides bzw. 
der Pachtverträge mit Angabe des Einheitswertes. 
 

4.  Weitere Nachweise, insbesondere der steuerfreien Einkünfte gemäß § 3  
EStG 1988, sind ebenfalls vor zu legen. 
 

5.  Der Nachweis des Einkommens kann wahlweise entweder bezogen auf  
den Stichtag des Ansuchens um Förderung oder bezogen auf den Stichtag  
des Ansuchens um Zustimmung zur Eigentumsübertragung oder des 
Datums des Abschlusses des Vertrages, des Vorvertrages oder des 
vorangegangenen Mietvertrages erfolgen.  
 
Weiters kann der Einkommensnachweis wahlweise mit einer monatlichen 
Lohnbestätigung über eines der drei dem gewählten Stichtag 
vorangegangenen Monate geführt werden. Überdies kann er durch Vorlage 
der Einkommensteuerbescheide oder der Lohnzettel der letzten drei 
Kalenderjahre erbracht werden.  

 
(3) Bei der Subjektförderung ist § 40 anzuwenden.  
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§ 5  

Förderungswürdigkeit nach Abschnitt III und VII 
 
 
Die Förderungswürdigkeit ist nur dann gegeben, wenn in der geförderten Wohnung 
der Hauptwohnsitz begründet und dies nachgewiesen wird.  
Bei Ehepaaren, eingetragenen Partnerschaften oder Lebenspartnerschaften haben 
beide Personen in der geförderten Wohnung ihren Hauptwohnsitz zu begründen. 
Diese Voraussetzung entfällt bei nach Abschnitt VII geförderten Dienstnehmer- 
Wohnungen und Wohnheimen. 
 
 
 

§ 6 

Zusicherung 
 
 
(1)  In die Zusicherung sind jene Bedingungen und Auflagen aufzunehmen, die zur  

Wahrung der Bestimmungen des NÖ WFG 2005 und dieser Richtlinien 
erforderlich sind.  

 
(2)  Bei einer Förderung nach Abschnitt II, VI oder VII bildet der Finanzierungsplan  

einen Bestandteil des Förderungsvertrags. 
 
(3)  Im Förderungsvertrag sind die Gründe festzulegen, aus denen die Förderung  

widerrufen oder gekündigt (§ 7) wird.  
Überdies ist die vorübergehende Einstellung von Förderungsleistungen 
vorzusehen, wenn und solange der Förderungswerber ihn treffende Pflichten nicht 
erfüllt oder einhält. 

 
(4)  In die Zusicherung ist eine Regelung hinsichtlich der ausreichenden Besicherung  

des Förderungsdarlehens aufzunehmen. 
 
(5)  Zusicherungen werden mit der Maßgabe erteilt, dass Zuschüsse (§ 3), die den  

Annuitätsbetrag übersteigen, als Tilgungsanteil zu verwenden sind. 
 

(6)  Weitere besondere Inhalte des Förderungsvertrags sind in den folgenden  
Abschnitten geregelt. 
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§ 7  

Vorzeitige Beendigung des Förderungsverhältnisses 
 
 
(1)  Die Landesregierung hat im Förderungsvertrag auszubedingen, dass die  

Förderung gekündigt wird, 
 
1. wenn der Förderungsnehmer 

a)  seine Rückzahlungsverpflichtungen aus der rückzahlbaren Förderungs- 
leistung trotz schriftlicher Mahnung und angemessener Nachfrist unbeschadet 
einer allfälligen Stundung ohne wichtige Gründe nicht einhält; 
übersteigt die Rückzahlungsverpflichtung des rückzahlbaren Zuschusses 
den nach den Bestimmungen des WGG zu verrechnenden oder tatsächlich 
erzielten Mietzins, so wird über begründeten Antrag die Rückzahlungsver- 
pflichtung bzw. der Rückzahlungszeitraum für jene Beträge verlängert, 
welche den nach WGG verrechenbaren und tatsächlich erzielten Mietzins 
übersteigen. 

b)  Bedingungen und Auflagen der Zusicherung (Förderungsvertrag, 
Schuldschein) nicht erfüllt oder einhält; 

c)  das Förderungsdarlehen oder die mit Zuschuss gestützte Ausleihung nicht  
bestimmungsgemäß verwendet; 

d)  ohne Zustimmung der Landesregierung eine Wohnung bzw. den 
geförderten Wohnraum auch nur zum Teil in Räume anderer Art umwandelt, 
sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt oder das Gebäude 
erheblich und wertvermindernd verändert oder dies zulässt; 
die Ausübung eines Gewerbes ist in untergeordnetem Ausmaß zulässig  

e)  ohne Zustimmung der Landesregierung in der geförderten Wohnung  
Personen wohnen lässt, bei denen es sich nicht um nahestehende 
Personen handelt. Nicht nahestehende Personen dürfen als 
Wohngemeinschaft eine geförderte Wohnung gemeinsam nutzen, wenn sie 
die geförderte Wohnung gemeinsam mieten oder die weiteren Nutzer die 
geförderte Wohnung zur kostendeckenden Untermiete bewohnen. Alle 
Nutzer haben in der geförderten Wohnung den Hauptwohnsitz zu 
begründen.  

f)  die Förderung bzw. die Zustimmung zur Eigentumsübertragung durch 
unvollständige oder unrichtige Angaben erschlichen hat; 

 
2.  wenn der Benutzer die Begründung des Hauptwohnsitzes nicht nachweist,  

ohne dass dies aus triftigen Gründen notwendig wäre, wie insbesondere des 
Berufes, der Gesundheit, der beruflichen Ausbildung oder der Altersversorgung. 
Wurde eine Förderung gemäß Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl. 
280/1967, zugesichert, kann von der Kündigung abgesehen werden, wenn der 
Hauptwohnsitz nicht nachgewiesen wird. 

 
3. wenn 

a)  die mit Zuschuss (§ 3) gestützte Ausleihung zurückgezahlt wurde 
b)  der Verpflichtete hinsichtlich der mit Zuschuss gestützten Ausleihung seine 

Zahlungsverpflichtungen nicht termingerecht leistet. 
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(2)  Die Kündigung der Förderung kann entweder die Kündigung der rückzahlbaren  

Förderungsleistung oder die Einstellung der Zuschüsse oder beides umfassen.  
Im Bereich des Wohnungsbaues und der Wohnungssanierung nach den derzeit 
geltenden oder früheren Bestimmungen kann die Kündigung der Förderung 
entweder die Kündigung der rückzahlbaren Förderungsleistung und die 
Einstellung der Zuschüsse oder nur die Einstellung der Zuschüsse umfassen. 
Zuschüsse, die die Rückzahlungsvorschreibungen für das Förderungsdarlehen 
verringern, werden ausschließlich im Falle der Kündigung des Förderungs-
darlehens eingestellt. Die Zuschüsse werden eingestellt, wenn das 
Förderungsdarlehen getilgt wird. 
Zuschüsse können vom Eintritt des Kündigungsgrundes an zurückgefordert 
werden. 

 
(3)  Die Landesregierung muss bei der Kündigung der rückzahlbaren Förderungs- 

leistung eine Frist von mindestens sechs Monaten einhalten. 
 

(4)  Die Kündigung der Förderung muss im Todesfall des Förderungswerbers oder 
des Nutzungsberechtigten nicht ausgesprochen werden. 
 

(5)  Die Förderung für eine Dienstwohnung wird nicht gekündigt, wenn der  
Dienstgeber nach Ende des Dienstverhältnisses den ehemaligen Dienstnehmer 
oder seine Hinterbliebenen in der Wohnung belässt. 

 
(6)  Erlöschen des Anspruches und Rückforderung der Subjektförderung bestimmt sich  

nach § 50.  
 
 
 

§ 8  

Eigentumsübertragung 
 
 
(1)  Soweit die Übertragung des Eigentums am geförderten Objekt der Zustimmung  

der Landesregierung bedarf, ist die Zustimmung zu verweigern, wenn die 
Förderungswürdigkeit des Erwerbers oder des künftigen Benutzers gemäß § 4 
bzw. § 5 nicht gegeben ist. 
Bei der Übertragung des Eigentums von geförderten Objekten, welche mit 
Darlehen gemäß Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl. 280/1967 gefördert 
wurden, kann von der Prüfung der Förderungswürdigkeit gemäß § 4 Abs. 1 
(Hauptwohnsitz) und § 4 Abs. 2 (Einkommen) abgesehen werden. 
§ 26 Abs. 2 lit. c bleibt unberührt. 
 

(2)  Bei Ehegatten oder sonstigen nahestehenden Personen im Sinn des § 1 Z. 6 
muss zumindest die Hälfte der Liegenschaft im Eigentum österreichischer 
Staatsbürger oder gleichgestellter Personen gemäß § 4 Abs. 7 stehen. 
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§ 10 

Sanierungsentwurf 
 
 
Bei Förderungen nach Abschnitt III oder Abschnitt VII hat der Förderungswerber der 
Landesregierung einen Sanierungsentwurf vorzulegen, der die beabsichtigten 
Sanierungsmaßnahmen enthalten muss. 
Änderungen am Sanierungsentwurf können bei Endabrechnung berücksichtigt 
werden. 
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ABSCHNITT II 

 

Förderung der Errichtung und des  

Ersterwerbes von Eigenheimen und 

Wohnungen 
 
 

§ 11 

Objektförderung 
 
(1)  Die Eigenheimförderung besteht in der Gewährung von Darlehen für natürliche  

Personen, die die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder ihnen 
gleichgestellt sind, 
1. zur Neuerrichtung von Eigenheimen, 
2. zum Ersterwerb von Eigenheimen oder Wohnungen, das ist der Übergang des  

Eigentums an neu errichteten Objekten vom Bauträger an den Förderungs-
werber, 

3. zur Errichtung von Wohnungen durch Zu-, Auf-, Um- und Einbauten. 
Die künftigen Benützer müssen jedenfalls im Zeitpunkt des Einbringens des 
Ansuchens förderungswürdig sein. 

 
(2)  Pächter können nur gefördert werden, wenn die betreffenden Liegenschaften im  

Eigentum von Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen 
mit ausschließlich und unmittelbar öffentlichen oder kirchlichen Zwecken stehen. 

 
(3)  Der Ersterwerb von Eigenheimen und Wohnungen wird auch dann gefördert,  

wenn die Benutzbarkeit der Wohnung bereits gegeben ist.  
In diesen Fällen muss der Ersterwerb und das Ansuchen um Förderung innerhalb 
von drei Jahren ab gegebener Benutzbarkeit erfolgen.  
§ 12 Abs. 4 bleibt unberührt. 
 

(4)  Jede Wohnung muss in sich geschlossen sein und mindestens über Wohnraum,  
Küche (Kochnische), Badezimmer mit einer Waschgelegenheit und mit einer 
Dusche oder einer Badewanne, und Klosett verfügen. 

 
 

§ 12 

Ansuchen 
 
(1)  Dem Ansuchen (Formular) sind alle zur Beurteilung der Förderungswürdigkeit  

erforderlichen Unterlagen anzuschließen, insbesondere  
1.  Baubewilligungen einschließlich der bewilligten Bau- und Lagepläne 





 20 

(2)  Tabelle für Eigenheime 
(Eigenheime mit maximal 2 WE, Reihenhäuser, Wohnungen durch Zu-, Um-, Auf- 
und Einbau) 

 

Punkte

A/V 8

 
 
Legende: 
 
AP 1  Aperturfläche der Solaranlage 
WRL 2  Wohnraumlüftung 
PV-Anlage 3  Photovoltaikanlage 
HWB Ref, RK 

4
   Referenz-Heizwärmebedarf Referenzklima    

WET 5  Wohnungseingangstür 
RC 6  resistance class (Europäische Norm für Sicherheitsklassen)  
7 Ergänzungen nur förderbar, wenn nicht in der Basisförderung als Zusatzkriterium  
 ausgewählt wurde 
A/V - Verhältnis 8  Ausdruck für die Gebäudegeometrie -  
 ausgedrückt durch das Verhältnis Oberfläche der Gebäudehülle A  
 zum umschlossenen Volumen V 



 21 

(3)  Tabelle für Eigentumswohnungen (Wohnungen im Geschoßwohnbau)  
 

Punkte

A/V 8

 
 
Legende: 
 
AP 1  Aperturfläche der Solaranlage 
WRL 2  Wohnraumlüftung 
PV-Anlage 3  Photovoltaikanlage 
HWB Ref, RK 

4
   Referenz-Heizwärmebedarf Referenzklima    

WET 5  Wohnungseingangstür 
RC 6  resistance class (Europäische Norm für Sicherheitsklassen)  
7 Ergänzungen nur förderbar, wenn nicht in der Basisförderung als Zusatzkriterium  
 ausgewählt wurde 
A/V - Verhältnis 8  Ausdruck für die Gebäudegeometrie -  
 ausgedrückt durch das Verhältnis Oberfläche der Gebäudehülle A  
 zum umschlossenen Volumen V
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Diese werden dann in Relation zu den laut nachfolgenden Punktetabellen 
erreichten Punkteanzahl gesetzt, wobei 1 Punkt 1 % des Betrages der förderbaren 
Sanierungskosten entspricht. Die Punkteanzahl kann auch 100 Punkte 
überschreiten. Demzufolge kann die Förderungshöhe auch 100 % der förderbaren 
Sanierungskosten überschreiten. 
 
Zusätzlich kann die Ankaufsförderung gemäß § 20 das Ausmaß der 
Förderungshöhe erhöhen. 
 
Behindertengerechte Maßnahmen werden mit 100 % der förderbaren 
Sanierungskosten gemäß § 21 gefördert. Die Maßnahmen müssen für Menschen 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 55 % im Sinne des § 35 
EStG 1988 oder mit Anspruch auf Pflegegeld ab der Höhe der Stufe II gemäß 
Bundespflegegeldgesetz 1993 bzw. NÖ Pflegegeldgesetz 1993, die am 
geförderten Objekt ihren Hauptwohnsitz haben, errichtet werden.  
Es ist eine Bestätigung eines Arztes vorzulegen, in der festgehalten wird, dass die 
Maßnahme geeignet ist die Einschränkungen durch die Behinderung im 
Wohnbereich zumindest teilweise auszugleichen. 
 
 

 
(2)  Sanierung mit Energieausweis 

 

A/V - Verhältnis 8 lt.Energieausweis Seite 2
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ODER 
 
 
Sanierung ohne Energieausweis 
 

 
                      Maßnahmen für besondere Wohnbedürfnisse (behindertengerechte Maßnahmen) 100behindertengerechte Maßnahmen

Förderbare Maßnahmen ohne Energieausweis:

H
e

iz
u

n
g Hocheffiziente Heizungsanlage (biogen, Wärmepumpe, Fernwärme)

Solar-und oder Photovoltaikanlage

H
o

ch
- 

   
   

   
   

   
   

   
 

w
as

se
r Hochwasserschutz - Präventivmaßnahmen

Hochwasserschutz - Instandsetzungsmaßnahmen nach Hochwässern 

Fenstertausch mit oder ohne Sonnenschutz

Fassadendämmung / Vollwärmeschutz

Dämmung der obersten Geschoßdecke 

Dämmung der Dachschräge (bei DG-Ausbauten)

Dämmung der Kellerdecke

Dämmung von erdberührten Bauteile
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lic
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Dachsanierung

25

Trockenlegung / Feuchtigkeitsschutz

Fenstersanierung bei Denkmalschutz

Fassadensanierung bei Denkmalschutz

Einbau einer Alarmanlage

Sicherheitstür in Wohnungen im Geschoßwohnbau(Sicherheitsklasse RC 
6
 3) 
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15 Punkte für Umstieg auf: zusätzlich je 5 Punkte wenn Umstieg von:

 
 
Legende: 
 
AP 1   Aperturfläche der Solaranlage 
PV-Anlage 3 Photovoltaikanlage 
HWB Ref, RK 

4
    Referenz-Heizwärmebedarf Referenzklima    

RC 6  resistance class  (Europäische Norm für Sicherheitsklassen)  
A/V - Verhältnis 8  Ausdruck für die Gebäudegeometrie -  
 ausgedrückt durch das Verhältnis Oberfläche der Gebäudehülle A  
 zum umschlossenen Volumen V 
SCOP 9     coefficient of performance  

 (Ausdruck für den Wirkungsgrad einer Wärmepumpe) 

 
 

(3)  Bei der Einzelbauteilsanierung oder -erneuerung an der thermischen Gebäude- 
hülle sind folgende energetische Mindeststandards einzuhalten. 

 

Tabelle Einzelbauteilsanierung 
 
 

U-Wert-Vorgaben für Förderung der Sanierung einzelner Bauteile 

Fenster bei Tausch des ganzen Elements (Rahmen und Glas) 1,00 W/(m²K) 

Außenwand 0,25 W/(m²K) 

oberste Geschossdecke, Dach 0,14 W/(m²K) 

Kellerdecke, Fußboden gegen Erdreich 0,29 W/(m²K) 
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Aufgrund der vorgelegten Rechnungen werden die tatsächlichen förderbaren 
Sanierungskosten (§ 1 Z. 4) ermittelt und genehmigt.  
Die Vorlage der Benützbarkeitsbestätigung ist nicht erforderlich. 

 
(3)  Die Zuschüsse dürfen erst nach Genehmigung der Endabrechnung für  

Zeiträume ab dem Förderungsansuchen angewiesen werden. Die genehmigte 
Endabrechnung wird dem Förderungswerber zugestellt. 
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ABSCHNITT V 

 

Allgemeine Bestimmungen für 

 

Wohnungsbau 

und 

Wohnungssanierung  
 
 
 

§ 24 

Befugte Person 
 
 
Befugte Personen können, sofern ihre Befugnis aufrecht ist, sein: 
a) Ziviltechniker oder eine Ziviltechnikergesellschaft  
b) Technisches Büro-Ingenieurbüro (Beratender Ingenieur) als natürliche Person oder  

als eine im Firmenbuch eingetragene Gesellschaft des jeweils in Betracht 
kommenden Fachgebietes oder  

c) Baumeister als physische oder juristische Person  
 
 
 

§ 25 

Zusicherungsvoraussetzungen 
 
 
(1)  Der Förderungswerber hat vor Zusicherung schriftlich zu erklären, ob die  

Wohnungen in Miete, in Miete mit Kaufoption, in Eigentum oder in sonstige 
Nutzung vergeben werden. 
 

(2)  Der Förderungswerber hat vor Zusicherung durch eine Erklärung nachzuweisen,  
dass er bezüglich der Vergabe die wirtschaftlichste, sparsamste und 
zweckmäßigste Leistung gewählt hat. Die Vergabe soll tunlichst getrennt nach 
Gewerken erfolgen, wobei wirtschaftliche und/oder technische Gesichtspunkte 
maßgebend sind.  
Die Vergabe von Aufträgen durch den Auftragnehmer an Subunternehmen ist nur 
mit Zustimmung des Förderungswerbers möglich.  
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(3)  Bei der Förderung eines Objektes, das überwiegend öffentlichen Zwecken dient,  

oder bei Sanierungsmaßnahmen, für die ein baubehördlicher Auftrag vorliegt, darf 
mit allen Arbeiten bereits begonnen werden, sobald das Ansuchen samt den 
erforderlichen Beilagen und weiteren erforderlichen Unterlagen laut Richtlinien 
(unter anderem Nachweis der Energiekennzahl mittels amtlichen Formblatt 
einschließlich Planunterlagen, Auftrag an die befugte Person, Eröffnung eines 
Baubankkontos, etc.) vollständig bei der Landesregierung eingelangt ist.  
 

(4)  Bei Sanierungsmaßnahmen gemäß § 1 Z. 11 Abs. 1 lit. k darf mit den  
Sanierungsmaßnahmen ein Jahr vor dem Einlangen des Ansuchens begonnen 
werden. 

 
 

§ 28 

Endabrechnung 
 
(1)  Der Förderungswerber muss innerhalb eines Jahres ab Nachweis, dass das  

Bauwerk gemäß den Bestimmungen der NÖ Bauordnung 2014 benützt werden 
darf bzw. ab Abschluss der Sanierungsarbeiten, eine Endabrechnung vorlegen. 
 
1. Die Endabrechnung hat den Nachweis über die Gesamtbaukosten in Form  

einer Erklärung des Förderungswerbers zu enthalten. Diese Erklärung ist von 
der mit der umfassenden örtlichen Bauaufsicht beauftragten Person (§ 25  
Abs. 5) zumindest hinsichtlich der erbrachten Leistungen von 
Gewerbetreibenden in gutächterlicher Form zu bestätigen. 

2. Bei der Förderung im Wohnungssanierungs-Bereich ist in Fällen, bei denen  
der Förderungswerber weder ein gemeinnütziger Bauträger, oder eine 
Gemeinde ist, noch durch diese oder einen nach gewerberechtlichen 
Bestimmungen befugten Verwalter vertreten wird, die Vorlage unter anderem 
von saldierten Rechnungen und Kostennachweisen erforderlich.  
 

(2)  Die Förderung wird unter der Auflage zuerkannt, dass der Förderungswerber  
sämtliche Nachweise (Rechnungen, Saldierungsnachweise, Baukontounterlagen) 
sieben Jahre für eine allfällige Überprüfung aufzubewahren und auf Aufforderung 
vorzulegen hat.  
 

(3)  Die Genehmigung der Endabrechnung hat zur Voraussetzung, dass der  
Förderungswerber der Landesregierung die auf die einzelnen Wohnungen 
entfallenden Gesamtbaukosten und deren Finanzierung bekannt gibt.  
Die auf die jeweilige Wohnung bzw. Einrichtung zur Gesundheitsversorgung 
entfallenden Kosten sind der anerkennbaren Höhe der Förderung zu Grunde zu 
legen. Die Kosten der nicht geförderten Bereiche bleiben außer Betracht. 
 

(3) Die Genehmigung der Endabrechnung hat zur Voraussetzung, dass der  
Förderungswerber der Landesregierung die auf die einzelnen Wohnungen, 
Einrichtungen zur Gesundheitsversorgung oder Geschäftsräume entfallenden 
Gesamtbaukosten und deren Finanzierung bekannt gibt. Die jeweils entfallenden 
Kosten sind der anerkennbaren Höhe der Förderung zu Grunde zu legen. Die 
Kosten der nicht geförderten Bereiche bleiben außer Betracht. 
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Ebenso ist eine dezentrale direkt-elektrische Warmwasserbereitung in 
Kombination mit einer Photovoltaikanlage mit mindestens 1 kwp je Wohnung 
zulässig. 

 

Zusatzförderung bis 100 Punkte 
 

Photovoltaikanlage mit mindestens 0,5 kwp je WE                          *) 10 

Photovoltaikanlage mit mindestens 0,75 kwp je WE                        *) 15 

Erweiterung einer als Zusatzanforderung gewählten 
Photovoltaikanlage auf mindestens 0,75 kwp je WE                         

5 

Solaranlage mit mindestens 1 m² je WE                                           *) 10 

Solaranlage mit mindestens 2 m² je WE                                           *) 15 

Erweiterung einer als Zusatzanforderung gewählten  
Solaranlage auf mindestens 2 m² je WE                                            

5 

Wohnraumlüftung mit Wärmerückgewinnung                                    *) bis zu 10 

Erreichen eines HWB Ref,RK von  12 x (1+3/lc)  statt  14 x (1+3/lc) 5 

ökologische Baustoffe  bis zu 10 

Sicherheitspaket  3 

begrüntes Dach, begrünte Fassade bis zu 5 

ökologische Garten-, Freiraumgestaltung oder Versickerung von 
Regenwasser auf Eigengrund  

3 

außenliegender beweglicher Sonnenschutz 5 

Leerverrohrung zur Nachrüstung von Ladestationen für 
Elektromobilität mit Abrechnung über den Wohnungszähler für alle 
Stellplätze 

5 

Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge in Parkdecks mit mindestens  
2 Geschoßen oder in Tiefgaragen 

4 

Alternativ: 
Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge innerhalb oder in Garagen 
außerhalb des geförderten Gebäudes 

2 

 
*)  Punkte nur möglich, wenn die Anlage nicht als Zusatzanforderung gewählt  

worden ist. 
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§ 31  

Objektförderung  
 
 
(1)  Förderungsdarlehen mit Haftungsübernahme, Zinscap und Zuschüssen 
 

Die Objektförderung besteht aus einem bezuschussten Darlehen als Förderungs- 
darlehen auf die Dauer von 31 Jahren. Das Darlehen ist bei jenem Darlehens-
geber aufzunehmen, welchen die NÖ Landesregierung in einem Vergabe-
verfahren ermittelt. Aufgrund weiterer Vergabeverfahren bis zum Ende der 
Laufzeit können sich Umschuldungen ergeben. Die Förderleistung des Landes 
Niederösterreich besteht in der Übernahme der Haftung als Bürge und Zahler für 
die Einbringlichkeit der Forderung. Zusätzlich werden ab dem Rückzahlungs-
beginn bis zum Ende der Laufzeit des Förderungsdarlehens Zuschüsse in der 
Höhe der Differenz zwischen den Darlehenszinsen und dem Förderzinssatz 
gewährt.  
 
Das Land Niederösterreich gewährt ab Rückzahlungsbeginn bis zum Ende der  
Laufzeit Zuschüsse zum Förderungsdarlehen in der Höhe der Differenz zwischen 
den Darlehenszinsen und dem Förderzinssatz. Der Förderzinssatz beträgt im  
1. bis 5. Jahr der Rückzahlung höchstens 1 % jährlich dekursiv verzinst, steigt 
sodann in 5 Jahressprüngen um 0,5 % und beträgt ab dem 21. Jahr der 
Rückzahlung höchstens 3 % jährlich dekursiv verzinst. Die Haftung für die  
Einbringlichkeit der Forderung aus dem Förderungsdarlehen als Bürge und Zahler 
wird mit Annahme der Zusicherung übernommen. Die Rückzahlung beginnt mit 
dem zweitnächsten Rückzahlungstermin ab der nachweislichen Benutzbarkeit. 
Rückzahlungstermine sind jeweils der 1. Juni und der 1. Dezember.  
Der Anteil der Kapitaltilgung und der Zinsen an der maximalen Ratenbelastung 
ergibt sich aus Beilage D. 
 

(2)  Förderungsdarlehen mit Haftungsübernahme und Fixzinssatz 
 

Die Objektförderung für die Errichtung von Mietwohnungen, Wohnheimen, 
Geschäftsräumen oder Einrichtungen, die der Gesundheitsversorgung dienen, 
besteht aus einem Förderungsdarlehen auf die Dauer von höchstens 45 Jahren. 
Nach Wahl des Förderungswerbers kann auch gemäß Abs. 1 gefördert werden.  
 
Das Darlehen ist bei jenem Darlehensgeber aufzunehmen, welchen die 
Landesregierung in einem Vergabeverfahren ermittelt. Die Förderleistung des 
Landes Niederösterreich besteht in der Übernahme der Haftung als Bürge und 
Zahler für die Einbringlichkeit der Forderung für höchstens 45 Jahre. Die Haftung 
für die Einbringlichkeit der Forderung aus dem Förderungsdarlehen als Bürge und 
Zahler wird mit Annahme der Zusicherung übernommen. Im Falle einer 
Umschuldung durch den Förderungswerber endet die Haftung. 
 
Der für 30 Jahre fixe Förderzinssatz ergibt sich aus dem Ergebnis der 
Ausschreibung und wird von der Landesregierung dem Kreis der 
Förderungswerber gemäß § 3 NÖ WFG 2005 bekanntgegeben. Ab dem 31. Jahr 
wird der zu diesem Zeitpunkt gültige Kapitalmarktzins verrechnet. 





 46 

 

(2)  Die beiden gemäß Abs. 1 verbundenen Wohnungen müssen von dieser  
kinderreichen Familie gemeinsam genutzt werden. 
 
Die geförderte Nutzfläche darf höchstens 130 m² betragen. 
 
 
 

§ 33 

Förderung von Geschäftsräumen 

und Einrichtungen, die der Gesundheitsversorgung dienen 
 
 
(1)  Gemeinden und nach dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG) anerkannte  

gemeinnützige Bauvereinigungen können auch Förderungswerber für die 
Errichtung von Geschäftsräumen in geförderten Mehrfamilienhäusern sein. 
 
Die Geschäftsräume müssen im Erdgeschoß oder Untergeschoß des geförderten 
Mehrfamilienhauses eingerichtet werden und dürfen nur in Miete vergeben 
werden. Das geförderte Mehrfamilienhaus muss sich im Ortskern befinden. 
 

(2)  Geförderte Einrichtungen, die der Gesundheitsversorgung dienen, dürfen nur in  
Miete vergeben werden.  
Die geförderte Einrichtung die der Gesundheitsversorgung dient, kann von mehr 
als einem Arzt oder Therapeuten genutzt werden, wenn sie die geförderte 
Einrichtung, die der Gesundheitsversorgung dient, gemeinsam mieten oder die 
weiteren Nutzer die geförderte Einrichtung, die der Gesundheitsversorgung dient, 
zur kostendeckenden Untermiete mieten.  
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b) Das Ansuchen muss von einer juristischen Person, welche die gewerbe- 

behördliche Befugnis als Bauträger besitzt, als Eigentümer oder Vertreter der 
Eigentümer gestellt werden. Der Wechsel des Förderungswerbers vom 
Errichter auf den Erwerber des Förderobjektes, auch auf eine natürliche 
Person, ist zulässig. Die juristische Person muss den Förderungswerber bis zur 
Genehmigung der Endabrechnung vertreten. 

 

c) Es werden nur Wohnungen gefördert, die als Nachverdichtung durch Zu-, Auf-,  
Um- und Einbauten in Nichtwohngebäuden entstehen oder saniert werden, 
wobei eine Erweiterung der bestehenden zu sanierenden (Wohn)Nutzfläche 
nicht mehr als 20% dieser Flächen betragen darf.  

 
d) § 36 Abs. 2 bis 6 ist anzuwenden. Für die Ermittlung der Förderungshöhe 

gilt § 37 Abs. 1, Abs. 2 lit. e und Abs. 5.  
 

(5)  Die Zusicherung wird unter der Voraussetzung erteilt, dass der Förderungswerber  
bei Förderung mit Zuschüssen gemäß § 36 mit den bei Zusicherung festgestellten 
Förderungsbeträgen das Auslangen zu finden hat. 
 

(6)  Bei der Einzelbauteilsanierung oder -erneuerung an der thermischen  
Gebäudehülle sind folgende energetische Mindeststandards einzuhalten:  

 
 

Tabelle Einzelbauteilsanierung 
 

U-Wert-Vorgaben für Förderung der Sanierung einzelner Bauteile 

Fenster bei Tausch des ganzen Elements (Rahmen und Glas) 1,00 W/(m²K) 

Außenwand 0,25 W/(m²K) 

oberste Geschossdecke, Dach 0,14 W/(m²K) 

Kellerdecke, Fußboden gegen Erdreich 0,29 W/(m²K) 
 
 
Dies gilt nicht für erhaltenswerte Bauteile bei denkmalgeschützten bzw. 
historischen Gebäuden. 
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ABSCHNITT VIII 

Subjektförderungen 
 
 

§ 38 

Allgemeine Bestimmungen für Subjektförderung 

 
 
Dem Eigentümer, Mieter oder Nutzungsberechtigten einer geförderten Wohnung, 
eines geförderten Wohnheimes oder eines geförderten Eigenheimes kann zur 
Verringerung der Belastung aus der Annuitätenleistung eine Subjektförderung, 
nämlich Wohnbeihilfe oder Wohnzuschuss zuerkannt werden. 
 
 
 

§ 39 

Förderungswerber für Subjektförderung 

 
(1)  Über den in § 4 (Österreicher und Gleichgestellte) genannten Personenkreis  

hinaus kann eine Subjektförderung auch zugesichert werden: 
 
a) Personen, denen die Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft  

bescheidmäßig zugesichert worden ist, 
b) Ehepaaren oder eingetragenen Partnern, bei denen nur ein Partner die  

Voraussetzungen gemäß § 4 erfüllt. 
 
(2)  Der Förderungswerber und dessen (Ehe-) Partner müssen grundsätzlich in der  

geförderten Wohnung den Hauptwohnsitz begründet haben. 
 
Eine Lebenspartnerschaft ist gegeben, wenn eine gemeinsame Lebensführung 
auch aus wirtschaftlicher Sicht und eine gemeinsame Nutzung der Wohnung 
bestehen. Dies ist widerleglich anzunehmen, wenn gemeinsame Kinder 
vorhanden sind.  

 
(3)  Der Förderungswerber muss unmittelbar vor Einbringen des Ansuchens um  

Subjektförderung mindestens 5 Jahre ununterbrochen mit einem Wohnsitz in 
Österreich gemeldet sein. Die Landesregierung kann aufgrund der persönlichen 
oder familiären Verhältnisse des Förderungswerbers zur Vermeidung einer 
sozialen Härte von dieser Voraussetzung absehen. Auf die mit dem Förderungs-
werber im gemeinsamen Haushalt lebenden nahestehenden Personen ist  
Absatz 3 nicht anzuwenden.  
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§ 46 

Wohnbeihilfe 
 
 
(1)  Die Wohnbeihilfe wird den Benutzern von geförderten Wohnungen,  

Wohnheimen sowie Eigenheimen zuerkannt, die gefördert sind mit Mitteln nach 
dem 
 
a) Bundesgesetz betreffend Ausgestaltung des staatlichen Wohnungsfürsorgefonds 

zu einem Bundes-, Wohn- und Siedlungsfonds; 
b) Wohnhauswiederaufbaugesetz; 
c) Wohnbauförderungsgesetz 1954 
d) Wohnbauförderungsgesetz 1968 
e) Wohnungsverbesserungsgesetz 1969 
f)  Bundessonderwohnbaugesetz 1983 
g) Wohnbauförderungsgesetz 1984 
h) Wohnhaussanierungsgesetz 
i) NÖ Wohnungsförderungsgesetz (Abschnitte II, III und VI) 
j) NÖ Wohnungsförderungsgesetz 2005  

(Abschnitte III und VII NÖ Wohnungsförderungsrichtlinien 2005, 2011 und 2019, 
soferne eine Förderung gemäß lit. a) bis i) besteht) 

 
(2)  Die Höhe der Wohnbeihilfe ergibt sich aus dem Wohnungsaufwand (§ 43),  

welcher auf die angemessene Nutzfläche (Abs. 3) anteilig entfällt, abzüglich des 
zumutbaren Wohnungsaufwands (Abs. 4). 

 
(3)  Die angemessene Wohnnutzfläche beträgt für eine bzw. für zwei Personen  

70 m² und erhöht sich für jede weitere im gemeinsamen Haushalt lebende Person 
um 10 m². 
Bei Wohnheimen ist die Wohnnutzfläche des Heimplatzes Grundlage für die 
Berechnung. 

 
(4)  Der zumutbare Aufwand ist in der Beilage B bestimmt und richtet sich  

nach dem Familieneinkommen. 
 

Für begünstigte Personen gemäß § 41 lit. a und b wird der zumutbare Aufwand 
um 30 % bzw. für begünstigte Personen gemäß § 41 lit. c um 40 % verringert. 

 
 
 

§ 47  

Wohnzuschuss 
 
 
(1)  Der Wohnzuschuss ist ein Zuschuss zu den Annuitäten im Ausmaß  

von 1 bis 5 % zum förderbaren Nominale (Abs. 4) entsprechend der Tabelle laut 
Beilage C. 
Wohnzuschuss kann auf Ansuchen zuerkannt werden, wenn eine Objektförderung 
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§ 50 

Verlust des Anspruches auf Subjektförderung 

 
Unbeschadet des § 7 erlischt der in der Förderungsvereinbarung zuerkannte  
Anspruch auf Förderung nach diesem Abschnitt bei Wegfall der Voraussetzungen, 
insbesondere wenn: 
a)  die geförderte Wohnung veräußert oder der Mietvertrag aufgelöst wird; 
b)  der Förderungswerber aus dem geförderten Objekt auszieht; 
c)  ein Ansuchen auf begünstigte Darlehenstilgung eingebracht wird; 

d)  ein Förderungs- oder Konversionsdarlehen vollständig zurückgezahlt oder  
gekündigt wird oder kein Zuschuss mehr geleistet wird; 

e)  das geförderte Objekt entgegen den gesetzlichen Bestimmungen benützt wird. 
 
 
 

§ 51 

Pflichten des Förderwerbers 

Maßnahmen gegen Förderungsmissbrauch 
 
(1)  Förderungen nach diesem Abschnitt, die zu Unrecht empfangen wurden, können  

zurückgefordert werden. 
 
(2)  Die Förderungsvereinbarung wird mit der Maßgabe abgeschlossen, dass der  

Förderungsnehmer alle Tatsachen, die eine Änderung der Höhe der  
Förderung oder den Verlust des Anspruchs zur Folge haben können, nach deren 
Bekannt werden unverzüglich der Landesregierung zu melden hat. 

 
(3)  Der Förderwerber ist verpflichtet an der Feststellung der maßgeblichen Tatsachen  

mitzuwirken. Es sind die entsprechenden Urkunden, Unterlagen und Nachweise 
vorzulegen und die notwendigen Auskünfte wahrheitsgetreu zu erteilen.  
Die Förderungsstelle kann diese Angaben auch in der geförderten Wohnung überprüfen. 

 
(4)  Werden vom Förderwerber wahrheitswidrige Angaben gemacht oder  

falsche, bzw. unglaubwürdige Nachweise vorgelegt, verliert der Förderwerber seine 
Antragslegitimation für die Dauer von bis zu 3 Jahren. Die Dauer hängt von der 
Bedeutung des Anlasses ab. 
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(5)  Als Übergangsbestimmung in der Eigenheimerrichtung und der Eigenheim- 

sanierung (Abschnitt II und III) wird festgelegt, dass Ansuchen, die bis zum  
31. März 2020 eingebracht werden, wahlweise auch nach den NÖ Wohnungs-
förderungsrichtlinien 2011 in der Fassung der 13. Änderung behandelt werden 
können. 
 
Absatz 5 gilt auch für nicht bewilligte Ansuchen, die vor Inkrafttreten der  
NÖ Wohnungsförderungsrichtlinien 2019 eingebracht worden sind. 
 

(6)  Die Bestimmungen über Geschäftsräume (§§ 30 und 33) treten gleichzeitig  
mit der Novellierung des NÖ Wohnungsförderungsgesetzes 2005 in Kraft, in der 
die Förderung von Geschäftsräumen festgelegt wird.  

 
(7)  Die 3. Änderung der NÖ Wohnungsförderungsrichtlinien 2019  

tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 
 
Für förderbare Maßnahmen ohne Energieausweis, für die die Vorlage eines 
Sanierungskonzeptes nicht erforderlich ist und die ab dem Jahr 2020 errichtet 
worden sind, kann eine Förderung gemäß § 17 Abs. 3 lit. b beantragt werden. 
 
Ansuchen um Förderung der Errichtung von Mietwohnungen, Wohnheimen, 
Geschäftsräumen oder Einrichtungen, die der Gesundheitsförderung dienen, die 
vor dem 1. Jänner 2021 bewilligt und noch nicht zugesichert worden sind,  
können wahlweise gemäß § 31 Abs.1 (Objektförderung mit Förderungsdarlehen 
mit Haftungsübernahme, Zinscap und Zuschüssen) oder Abs.2 (Objektförderung 
mit Förderungsdarlehen mit Haftungsübernahme und Fixzinssatz) erledigt werden. 
 
Die Frist gemäß § 23a Absatz 3 für die Einbringung von Ansuchen um Förderung 
von Einbruchschutzmaßnahmen wird bis 30. Juni 2021 verlängert. Förderbar sind 
Investitionen, die im Zeitraum von 1. Jänner 2019 bis 30. Juni 2021 fertiggestellt 
werden. 

 
(8)  Die 4. Änderung der NÖ Wohnungsförderungsrichtlinien 2019 tritt mit  

1. Juli 2021 in Kraft. 
 
In bestehenden Förderungsvereinbarungen zur Wohnungssanierung kann eine 
gemeinnützige Bauvereinigung eine Ausleihung zur Gänze durch einen 
Eigenmitteleinsatz ersetzen. 

 
(9)  § 2 Absatz 1 Ziffer 1, § 4 Absatz 1 und § 40 Abs. 3 in der Fassung der  

5. Änderung, beschlossen durch die NÖ Landesregierung am 25. Jänner 2022 
treten am 1. Jänner 2022 in Kraft. 

 
(10)  § 23a in der Fassung der 5. Änderung, beschlossen durch die  

NÖ Landesregierung am 25. Jänner 2022 tritt am 3. Jänner 2022 in Kraft. 
Ansuchen können von 3. Jänner 2022 bis 31. Dezember 2022 eingebracht 
werden. 
 

(11)  § 26 Absatz 9 in der Fassung der 6. Änderung, beschlossen durch die  
NÖ Landesregierung am 5. April 2022 ist auch auf Förderungsansuchen gemäß  
§ 54 Absatz 4 anzuwenden.  
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(12)  Die 7. Änderung der NÖ Wohnungsförderungsrichtlinien 2019, beschlossen durch  
die NÖ Landesregierung am 24. Mai 2022, tritt am 1. Juni 2022 in Kraft. 
 
Die mit der 7. Änderung der NÖ Wohnungsförderungsrichtlinien 2019 in §§ 30 
Abs. 1, 36 Abs. 2 und 36 Abs. 3 eingefügten Bestimmungen, ausgenommen der 
dritte Satz in § 36 Abs. 3, treten am 31. Dezember 2023 außer Kraft und die 
Bestimmungen treten in der Fassung der 6. Änderung wieder in Kraft.  
 
Als Übergangsbestimmung im Wohnungsbau und in der Wohnungssanierung 
(Abschnitt V, VI und VII) wird festgelegt, dass Ansuchen, die nach früheren 
Fassungen der NÖ Wohnungsförderungsrichtlinien 2019 bewilligt und noch nicht 
zugesichert wurden, wahlweise auch nach den Bestimmungen der 7. Änderung 
der NÖ Wohnungsförderungsrichtlinien 2019 behandelt werden können. 
 
 
 

§ 55 

Außerkrafttreten 

 
(1)  Soweit sich aus § 54 nichts anderes ergibt, treten die NÖ Wohnungsförderungs- 

richtlinien 2011 in der Fassung der 12. Änderung mit dem Inkrafttreten der  
NÖ Wohnungsförderungsrichtlinien 2019 außer Kraft. 
 

(2)  § 11 NÖ WFG in Verbindung mit § 19 Abs. 4 NÖ WFG 2005 ist auf gemäß  
NÖ Wohnungsförderungsgesetz, NÖ WFG, erteilte Zusicherungen nicht 
anzuwenden. (Beschluss gemäß § 7a NÖ WFG 2005 vom 4. Dezember 2018) 
 




























